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2 9 3 . Kundmachung: Beitritt der Tschechoslowakei zum Abkommen über die Besteuerung von
Straßenfahrzeugen zum privaten Gebrauch im internationalen Verkehr.

2 9 4 . Kundmachung: Beitritt der Tschechoslowakei zu dem Abkommen über die Besteuerung
von Straßenfahrzeugen, die der internationalen Personenbeförderung dienen,
und dem Abkommen über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen, die der
internationalen Warenbeförderung dienen.

295. Kundmachung: Beitritt Spaniens zum Abkommen über die Errichtung einer Europäischen
Organisation für kernphysikalische Forschung.

2 9 6 . Kundmachung: Beitritt Libanons zur Internationalen Meter-Konvention.

2 9 7 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 13/1962 des Rates der Europäischen
Freihandelsassoziation über Abänderung der Beilage III zu Anhang B des
Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

2 9 8 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 6/1962 des Gemeinsamen Rates über Anwen-
dung des Beschlusses Nr. 13/1962 des Rates der Europäischen Freihandels-
assoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

2 9 9 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Südafrika über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

300. Deklaration über den vorläufigen Beitritt Argentiniens zum Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (GATT).

2 9 3 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 1. Oktober 1962, betreffend den
Beitritt der Tschechoslowakei zum Abkom-
men über die Besteuerung von Straßenfahr-
zeugen zum privaten Gebrauch im inter-

nationalen Verkehr.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen ist seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 284/1962 die Tschechoslowakei dem
Abkommen über die Besteuerung von Straßen-
fahrzeugen zum privaten Gebrauch im inter-
nationalen Verkehr, BGBl. Nr. 170/1959, bei-
getreten.

Das Abkommen ist für die Tschechoslowakei
am 30. September 1962 in Kraft getreten.

Die Tschechoslowakei hat beim Beitritt zu
diesem Abkommen gemäß seinem Artikel 11 Ab-
satz 2 erklärt, daß sie sich durch Artikel 10 nicht
als gebunden betrachtet.

Gorbach

2 9 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 1. Oktober 1962, betreffend den
Beitritt der Tschechoslowakei zu dem Ab-
kommen über die Besteuerung von Straßen-
fahrzeugen, die der internationalen Personen-
beförderung dienen, und dem Abkommen
über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen,
die der internationalen Warenbeförderung

dienen.

Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen hat die Tschechoslowakei
am 2. Juli 1962 ihre Beitrittsurkunden zu dem
Abkommen über die Besteuerung von Straßen-
fahrzeugen, die der internationalen Personen-
beförderung dienen, und dem Abkommen über
die Besteuerung von Straßenfahrzeugen, die der
internationalen Warenbeförderung dienen, BGBl.
Nr. 270/1962, hinterlegt.

Die beiden Abkommen sind für die Tschecho-
slowakei am 30. September 1962 in Kraft ge-
treten.
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Die Tschechoslowakei hat bei ihrem Beitritt
zu den beiden Abkommen gemäß deren
Artikeln 10 Absatz 1 erklärt, daß sie sich durch
die Artikel 9 nicht als gebunden betrachtet.

Gorbach

2 9 5 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 1. Oktober 1962, betreffend den
Beitritt Spaniens zum Abkommen über die
Errichtung einer Europäischen Organisation

für kernphysikalische Forschung.

Nach einer Mitteilung des Generaldirektors der
Organisation der Vereinten Nationen für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kultur ist Spanien dem
Abkommen über die Errichtung einer Euro-
päischen Organisation für kernphysikalische For-
schung, BGBl. Nr. 41/1960, beigetreten.

Das Abkommen ist für Spanien am 6. Juni 1962
in Kraft getreten.

Gorbach

2 9 6 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 4. Oktober 1962 über den Beitritt Liba-
nons zur Internationalen Meter-Konvention
vom 20. Mai 1875 in der Fassung der Inter-
nationalen Übereinkunft vom 6. Oktober

1921.

Nach einer Mitteilung der Französischen Bot-
schaft in Wien ist Libanon der Internationalen
Meter-Konvention, RGBl. Nr. 20/1876, in der
Fassung der Internationalen Übereinkunft vom
6. Oktober 1921, BGBl. Nr. 46/1927, mit Wir-
kung vom 30. Juli 1962 beigetreten.

Gorbach

2 9 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 22. Oktober 1962, womit der Beschluß
Nr. 13/1962 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung der
Beilage III zu Anhang B des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 259/1962)

verlautbart wird.
(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

EFTA/DC 13/62
Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 13/1962

(In der 22. Sitzung am 10. September 1962
gefaßt)

ABÄNDERUNG DER BEILAGE III ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-

kommens,

BESCHLOSSEN:
1. Die Beilage III zu Anhang B des Überein-
kommens wird gemäß Anlage zu diesem Beschluß
abgeändert.
2. Dieser Beschluß tritt am 31. Oktober 1962
in Kraft.
3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 13/62

ABÄNDERUNG DER BEILAGE III ZU AN-
HANG B DES ÜBEREINKOMMENS

Nach der Position ex 33.01 ist folgende Posi-
tion einzufügen:

ex 34.04 Chemisch modifizierte Montanwachse
und Mischlingen solcher Wachse.

Gorbach
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2 9 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 22. Oktober 1962, womit der Beschluß
Nr. 6/1962 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 13/1962 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 263/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)
F1NNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 6/62

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 6/1962

(In der 12. Sitzung am 11. September 1962
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Asso-

ziierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 13/1962 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten anzu-
wenden.
2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Asso-
ziierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 13/1962 anzuwenden.
3. Dieser Beschluß tritt am 31. Oktober 1962
in Kraft.
4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Der Beschluß Nr. 13/1962 des Rates der Europä-
ischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl. Nr. 297/
1962 verlautbart worden.

Gorbach

2 9 9 . Notenwechsel zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Südafrika über die Aufhebung des Sichtvermerkzwanges.

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
PRETORIA

Zl. 1675-A/62

Pretoria, 31. August 1962

Herr Außenminister!

Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Österreichische Bundesregierung, von
dem Wunsche geleitet, den Reiseverkehr zwischen
unseren beiden Ländern zu erleichtern, bereit ist,
mit der Regierung der Republik Südafrika fol-
gendes Abkommen abzuschließen:

1. Österreichische Staatsbürger, die einen gül-
tigen österreichischen Reisepaß besitzen und die
ehrliche Absicht haben, die Südafrikanische Repu-

blik zur Erholung oder aus geschäftlichen
Gründen zu besuchen, werden von den zustän-
digen südafrikanischen Behörden Sichtvermerke,
gültig für die mehrmalige Einreise während eines
Jahres, gebührenfrei erhalten.

2. Südafrikanische Staatsangehörige, die einen
gültigen südafrikanischen Reisepaß besitzen,
können ohne Sichtvermerk nach Österreich ein-
reisen und sich drei Monate im Gebiete der
Republik Österreich aufhalten.

3. Die zuständigen österreichischen Behörden
können einen über den im Artikel 2 gesetzten
Zeitraum hinausgehenden Aufenthalt nach Maß-
gabe der geltenden Vorschriften bewilligen.

4. Die Bestimmungen dieses Abkommens be-
freien die österreichischen und südafrikanischen
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Staatsangehörigen nicht von der Verpflichtung,
die südafrikanischen und österreichischen Gesetze
und sonstigen Vorschriften, betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern, einzuhalten.

5. Die zuständigen österreichischen und süd-
afrikanischen Behörden behalten sich das Recht
vor, Personen, die als unerwünscht angesehen
werden, die Einreise in ihr Land oder den
Aufenthalt in diesem Land oder die Erteilung
eines Sichtvermerks nach Maßgabe der geltenden
Vorschriften zu verweigern.

6. Jede der beiden Regierungen kann aus Grün-
den der öffentlichen Sicherheit, Ordnung oder
Gesundheit die Durchführung dieses Abkommens
vorübergehend aussetzen. Die Aussetzung ist der
anderen Regierung unverzüglich auf diploma-
tischem Wege mitzuteilen. Das gleiche gilt, wenn
diese Maßnahme aufgehoben wird.

7. Das Abkommen tritt am 1. Oktober 1962
in Kraft. Es kann von jeder der beiden Regierun-
gen aufgekündigt werden und tritt drei Monate
nach erfolgter Notifizierung der Kündigung
außer Kraft.

8. Mit der Wirksamkeit dieses Abkommens
tritt das zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Südafrikanischen
Republik abgeschlossene Abkommen vom 11. Juni
1957 über die Befreiung von den Sichtvermerks-
gebühren außer Kraft.

Wenn die Regierung der Republik Südafrika
bereit ist, den vorstehenden Bestimmungen zu-
zustimmen, beehre ich mich Eurer Exzellenz vor-
zuschlagen, daß die vorliegende Note und Ihre
gleichlautend gehaltene Antwort als Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen betrachtet
werden soll.

Genehmigen Sie, Herr Außenminister, die Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Eduard Schiller m. p.
außerordentlicher und bevollmächtigter

Botschafter
An
Seine Exzellenz
den Herrn Außenminister der
Republik Südafrika
Eric Louw,
P r e t o r i a

(Übersetzung)
AUSSENMINISTERIUM

PRETORIA
Zl. 21/3/9

31. August 1962
Eure Exzellenz!

Ich habe die Ehre, den Empfang des Schreibens
Eurer Exzellenz heutigen Datums zu bestätigen,
welches in der von uns vereinbarten englischen
Übersetzung wie folgt lautet:

„Ich habe die Ehre, Eurer Exzellenz mit-
zuteilen, daß die Österreichische Bundesregierung,
von dem Wunsche geleitet, den Reiseverkehr
zwischen unseren beiden Ländern zu erleichtern,
bereit ist, mit der Regierung der Republik Süd-
afrika folgendes Abkommen abzuschließen:

1. Österreichische Staatsbürger, die einen gül-
tigen österreichischen Reisepaß besitzen und die
ehrliche Absicht haben, die Südafrikanische Repu-
blik zur Erholung oder aus geschäftlichen Grün-
den zu besuchen, werden von den zuständigen
südafrikanischen Behörden Sichtvermerke, gültig
für die mehrmalige Einreise während eines Jahres,
gebührenfrei erhalten.

2. Südafrikanische Staatsangehörige, die einen
gültigen südafrikanischen Reisepaß besitzen,
können ohne Sichtvermerk nach Österreich ein-
reisen und sich drei Monate im Gebiete der
Republik Österreich aufhalten.

3. Die zuständigen österreichischen Behörden
können einen über den im Artikel 2 gesetzten
Zeitraum hinausgehenden Aufenthalt nach Maß-
gabe der geltenden Vorschriften bewilligen.
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4. Die Bestimmungen dieses Abkommens be-
freien die österreichischen und südafrikanischen
Staatsangehörigen nicht von der Verpflichtung,
die südafrikanischen und österreichischen Gesetze
und sonstigen Vorschriften, betreffend die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Arbeitsaufnahme
von Ausländern, einzuhalten.

5. Die zuständigen österreichischen und süd-
afrikanischen Behörden behalten sich das Recht
vor, Personen, die als unerwünscht angesehen
werden, die Einreise in ihr Land oder den
Aufenthalt in diesem Land oder die Erteilung
eines Sichtvermerkes nach Maßgabe der geltenden
Vorschriften zu verweigern.

6. Jede der beiden Regierungen kann aus Grün-
den der öffentlichen Sicherheit, Ordnung oder
Gesundheit die Durchführung dieses Abkommens
vorübergehend aussetzen. Die Aussetzung ist der
anderen Regierung unverzüglich auf diploma-
tischem Wege mitzuteilen. Das gleiche gilt, wenn
diese Maßnahme aufgehoben wird.

7. Das Abkommen tritt am 1. Oktober 1962
in Kraft. Es kann von jeder der beiden Regierun-
gen aufgekündigt werden und tritt drei Monate
nach erfolgter Notifizierung der Kündigung außer
Kraft.

8. Mit der Wirksamkeit dieses Abkommens
tritt das zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Südafrikanischen
Republik abgeschlossene Abkommen vom 11. Juni
1957 über die Befreiung von den Sichtvermerks-
gebühren außer Kraft.

Wenn die Regierung der Republik Südafrika
bereit ist, den vorstehenden Bestimmungen zu-
zustimmen, beehre ich mich Eurer Exzellenz vor-
zuschlagen, daß die vorliegende Note und Ihre
gleichlautend gehaltene Antwort als Abkommen
zwischen unseren beiden Regierungen betrachtet
werden soll."

Ich habe die Ehre zu bestätigen, daß die Regie-
rung der Republik Südafrika vorstehendem Vor-
schlag zustimmt und das Schreiben Eurer
Exzellenz und diese Antwort als Abkommen
zwischen den beiden Regierungen betrachtet.

Genehmigen Eure Exzellenz die erneute Ver-
sicherung meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Eric H. Louw m. p.
Außenminister

Seiner Exzellenz
Dr. E. S c h i l l e r ,
außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter Österreichs,
P r e t o r i a

Das in diesem Notenwechsel enthaltene Abkommen ist gemäß seinem Artikel 7 am 1. Oktober
1962 in Kraft getreten.

Gorbach
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300.

Nachdem die Deklaration über den vorläufigen Beitritt Argentiniens zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen (GATT), welche also lautet:

(Übersetzung.)

DEKLARATION ÜBER DEN VORLÄUFI-
GEN BEITRITT ARGENTINIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL- UND HANDELS-

ABKOMMEN

IN DER ERWÄGUNG, daß die Regierung
von Argentinien am 21. September 1960 ein for-
melles Ansuchen um Beitritt zum Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen (in der Folge als
„Allgemeines Abkommen" bezeichnet) im Ein-
klang mit den Bestimmungen des Artikels XXXIII
des Allgemeinen Abkommens stellte, und besagte
Regierung bereit ist, jene Zolltarifverhandlungen
mit den Vertragsstaaten durchzuführen, die
einem Beitritt nach Artikel XXXIII vorauszu-
gehen haben, sobald der neue argentinische Zoll-
tarif in Kraft tritt,

MIT RÜCKSICHT darauf, daß es wünschens-
wert erscheint, Argentinien, ein im Welthandel
wichtiges Land und Signatar des Vertrages von
Montevideo vom 18. Feber 1960, der zur Zeit
von den VERTRAGSSTAATEN geprüft wird,
zum vorläufigen Beitritt zum Allgemeinen Ab-
kommen einzuladen, als einem Schritt zu einem
endgültigen Beitritt gemäß Artikel XXXIII;

1. ERKLÄREN die Regierung Argentiniens
und die anderen Regierungen, in deren Namen
diese Deklaration angenommen wurde (die letz-
teren im folgenden als „teilnehmende Regierun-
gen" bezeichnet), daß, solange der Beitritt Argen-
tiniens nach den Bestimmungen des Arti-
kels XXXIII, dem der Abschluß von Zolltarif-
verhandlungen mit Vertragsstaaten des Allgemei-
nen Abkommens vorauszugehen haben wird, in
Schwebe ist, die Handelsbeziehungen zwischen
den teilnehmenden Regierungen und Argentinien
auf dem Allgemeinen Abkommen basieren wer-
den, gemäß den nachstehenden Bedingungen:

a) die Regierung von Argentinien wird vor-
läufig und unter Berücksichtigung der Bestim-
mungen dieser Deklaration i) die Teile I und III
des Allgemeinen Abkommens und ii) Teil II des
Allgemeinen Abkommens im gesamten Ausmaß,
welches mit der zum Zeitpunkt dieser Deklara-
tion bestehenden argentinischen Gesetzgebung
vereinbar ist, anwenden; die in Artikel I Ab-
satz 1 des Allgemeinen Abkommens gemäß einer
Bezugnahme auf Artikel III desselben enthalte-
nen Verpflichtungen sowie jene Verpflichtungen,
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die gemäß einer Bezugnahme auf Artikel VI in
Artikel II Absatz 2 (b) enthalten sind, werden für
die Zwecke dieses Absatzes als zum Teil II des
Allgemeinen Abkommens gehörig betrachtet
werden.

b) Während Argentinien nach den Meistbegün-
stigungsbestimmungen des Artikels I des Allge-
meinen Abkommens die Konzessionen, die in den
an das Allgemeine Abkommen angeschlossenen
Listen enthalten sind, genießen wird, wird es
keine unmittelbaren Rechte bezüglich dieser Kon-
zessionen nach Artikel II oder irgend einem an-
deren Artikel des Allgemeinen Abkommens
haben.

c) In jedem Fall, in welchem in Artikel V Ab-
satz 6, in Artikel VII Unterabsatz 4 (d) und in
Artikel X Unterabsatz 3 (c) des Allgemeinen Ab-
kommens auf das Datum dieses Abkommens Be-
zug genommen wird, ist für Argentinien das
Datum dieser Deklaration anzuwenden.

d) Ungeachtet der Bestimmungen des Arti-
kels I Absatz 1 des Allgemeinen Abkommens er-
fordert diese Deklaration nicht die Beseitigung
von Präferenzen durch die Regierung Argen-
tiniens betreffend Einfuhrzölle oder Abgaben,
die von Argentinien ausschließlich einem oder
mehreren der folgenden Staaten gewährt wurden:
Bolivien, Brasilien, Chile, Paraguay, Peru und
Uruguay; hiebei wird jedoch vorausgesetzt, daß
diese Präferenzen nicht die zum Zeitpunkt der
Deklaration bestehende Höhe überschreiten. Wei-
ters wird diese Deklaration die Abänderung der
Präferenzen gegenüber Bolivien nicht behindern,
vorausgesetzt, daß die allgemeine Höhe der abge-
änderten Präferenzen nicht wesentlich von der
allgemeinen Höhe der seitens Argentiniens an
Bolivien zum Zeitpunkt der Deklaration gewähr-
ten Präferenzen abweicht. Nichts in diesem Ab-
satz wird das Recht Argentiniens beeinträchtigen,
aus den Bestimmungen des Allgemeinen Abkom-
mens bezüglich Bildung einer Freihandelszone
Nutzen zu ziehen.

e) Die von Argentinien anzuwendenden Be-
stimmungen des Allgemeinen Abkommens wer-
den diejenigen sein, welche in dem Text enthalten
sind, der der Schlußakte der zweiten Tagung des
Vorbereitenden Ausschusses der Konferenz der
Vereinten Nationen über Handel und Beschäfti-
gung angeschlossen ist, und zwar in dem durch
vertragliche Instrumente, die zum Zeitpunkt die-
ser Deklaration in Kraft stehen, berichtigten, ge-
änderten, ergänzten oder anderweitig modifizier-
ten Wortlaut.

2. ERSUCHEN die Regierung Argentiniens
und die teilnehmenden Regierungen die VER-
TRAGSSTAATEN des Allgemeinen Abkommens
(im folgenden die „VERTRAGSSTAATEN" ge-
nannt), die notwendigen Maßnahmen zur Durch-
führung dieser Deklaration zu treffen.

3. Diese Deklaration, welche von den VER-
TRAGSSTAATEN mit Zweidrittelmehrheit ge-
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nehmigt wurde, wird beim Exekutivsekretär der
VERTRAGSSTAATEN hinterlegt werden. Sie
liegt zur Annahme, durch Unterzeichnung oder
auf eine andere Art, durch Argentinien, durch
Vertragsstaaten des Allgemeinen Abkommens
oder durch Regierungen, die dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beigetreten sind, auf.

4. Diese Deklaration wird zwischen Argen-
tinien und jeder teilnehmenden Regierung am
30. Tag nach dem Tag der Annahme durch Ar-
gentinien und durch die betreffende Regierung
in Kraft treten; sie bleibt in Kraft, bis die Regie-
rung Argentiniens dem Allgemeinen Abkommen
nach den Bestimmungen des Artikels XXXIII
beitritt oder bis zum 31. Dezember 1962, je nach-
dem, welcher Zeitpunkt früher eintritt, es sei
denn, Argentinien und die teilnehmenden Regie-
rungen kommen überein, die Geltungsdauer der
Deklaration bis zu einem späteren Zeitpunkt zu
verlängern.

5. Der Exekutivsekretär der VERTRAGS-
STAATEN wird unverzüglich eine beglaubigte
Kopie dieser Deklaration und eine Verständigung
über jede Annahme jeder Regierung, der die
Deklaration zur Annahme offensteht, übermit-
teln.

GESCHEHEN in Genf am 18. November
neunzehnhundertsechzig in einfacher Ausferti-
gung, in englischer und französischer Sprache,
wobei beide Texte gleichermaßen authentisch
sind.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diese Deklaration für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in dieser Deklaration enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeich-
net, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 7. Juli 1961

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Klaus

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die vorliegende Deklaration ist für Österreich gemäß ihrem Absatz 4 am 14. Oktober 1962
in Kraft getreten.

Gorbach


